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Amtlicher Teil.
A. Bekanntmachungen des Landrats.

w. 1774. Oels," den 21. Mai 1924.
Richtlinien

für die Verwendung des für die Neubautätigkeit bestimmten

Anteils am Hauszinssteuerauskommen.
Hauszinssteuer-Hypotheken sind nur für Wohnungen zu

gewähren, die nach Größe, Anordnung, Raumzahl, Raumhöhe
und Ausstattuug die notwendigsten Anforderungen nicht über-
schreiten.

Durch Gewährung von Hauszinssteuer-Hypotheken sollen
in erster Linie gefördert werden:
a) Bauten, bei denen die nach den örtlichen Verhältnissen

wirtschaftlichste Bauweise zur Anwendung gelangt,
b) Ein- und Zweifamilienhäuser mit Gartenland in

sammenlisegensden Siedliungem
c) Bauten, die an fertigen Straßen ausgeführt werden oder,

soweit das nicht möglich ist, an Straßen, deren Straßen-
baukosten auf ein Mindestmaß eingeschränkt sind.
Für Behelfs- und Notwohnungen sowie für Werkwohnun-

gen werden Hauszinssteuer-Hypotheken nicht gewährt; ebenso
nicht für Landarbeiterwohnungen, zu deren Förderung ander-
weit öffentliche Mittel zur Verfügung stehen.

Die Höhe der Hauszinssteuer-Hypotheken soll 3000 Gold-
mark je Wohnung nicht übersteigen. In besonderen Fällen
kann die Hypothek bis auf 5000 Goldmark erhöht werden. In
keinem Falle aber darf die Hauszinssteuer-Hypothek den vollen
Bauwert des Hauses mit Ausschluß des Grund und Bodens
(100 v. H. des Bauwertes) oder 90 v. H. des Wertes des
Hauses mit Einschluß des Grund und Bodens (90 v. H. des
Bau- und Bodenwertes) übersteigen.

Die Hauszinssteuer-Hypothek ist mit 3 v. H. zu verzinsen
und mit 1 v. H. jährlich —- unter Zuwachs der ersparten
Zinsen — zu tilgen. Der Zinssatz kann bis auf 1 v. H. herab-
gesetzt werden, insofern sich unter Berücksichtigung der Ge-
famtbelastung eine höhere« Miete ergeben würde als für ent-
sprechende, vor dem 1. Juli 1918 erichtete Wohnungen zu
zahlen ist. Von der Tilgung ist für die ersten 2 Jahre abzu-
sehen. Die Zins- und Tilgungsbeträge sind am 1. April und
1. Oktober j. Is. nachträglich an die vom Hypothekengeber
näher zu bezeichnende Stelle zu zahlen.

Im Falle der Gewährung einer Hauszinssteuer-Hypothek
ist stets ein Ankaufs- oder Wiederkaufsrecht zugunsten des
Hypothekengebers grundbuchlich zu sichern. .

Die Eintragung der Hauszinssteuer-Hypothek in das
Grundbuch hat auf Goldbasis nach den jeweils geltenden gesetz-
lichen Bestimungen zu erfolgen.

Die Hypothek ist, abgesehen von den Fällen unter Ziffer
11, von seiten des Hypothekengebers unkündbar.

Die Hauszinssteuer-Hypothek ist — einschließlich einer
Verzinsung zum jeweiligen Reichsbankdiskontsatz vom Tage der
Auszahlung ab —- auf Verlangen des Hypothekengebers sofort
zur Rückzahlung fällig, wenn ohne seine Zustimmung
a) die Bauausführung nicht den Antragsunterlagen ent-

sprechend ausgeführt wird,
b) kder Schuldner seinen sonstigen Verpflichtungen nicht nach-

ommt.

zu-

 

Anträge auf Gewährung von Hauszinssteuer-Hypotheken
sind an den Gemeindevorstand, bei Bauvorhabeu in Gemein-
den, denen die selbständige Verwendung des für die Neubau-
tätigkeit bestimmten Anteils am Hauszinssteuerauskommen nicht
übertragen ist, an den Laudrat (Vorsitzenden des Kreisaus-
schusses) zu richten. Bei Bauvorhabeu, die von einer provin-
ziellen Wohnungsfürsorgegesellschaft betreut werden, kann der
Antrag auch an diese gerichtet werden, die alsdann mit dem
Landrat oder dem Gemeindevorstande in. Verbindung tritt.

Die Anträge sind-« in übersichtlicher Form aufzustellen.
Aus die bewilligten Hypotheken können, soweit die flüssigen

Mittel dazu ausreichen, Vorschüsse (Zwischenkredite) nach Maß-
gabe des Standes der Bauausführung gewährt werden. Die
Auszahlungsanträge sind zu richten an die Gemeinde (Ge-
meindeverband), welche die Hypothek bewilligt hat, gegebenen-
falls auch an die provinzielle Wohnungsfürsorgegesellschaft,
welche das Bauvorhabeu betreut. «

Die Eintragung der Hypothek erfolgt zugunsten der Ge-
meinde oder des Gemeindeverbandes. Die Hypothek ist an be-
reitester Stelle einzutragen; im ungünstigsten Falle darf ihr im
Range eine Belastung in Höhe der reinen Baukosten oder im
Ausnahmefalle in Höhe von 90 v. H. des Wertes des bebauten
Grundstücks —- vermindert um den Betrag der Hauszins-
steuer-Hypothek —- vorangehen.

B e rlin, den 10. April 1924.
Der Minister fiir Bolkswohlfahrt.

gez. Hirtsiefer. _‚F
Der Finanzminifter .
gez.vonRichter. ‘

Vorstehende Richtlinien werden hiermit auszugsweise ver-
öffentlicht. Exemplare, die den vollständigen Text enthalten
und Muster eines Antrages auf Gewährung einer Hauszins-
steuer-Hypothek sind im Kreiswohlfahrtsamt, Zimmer 17 und
18 erhältlich.

L. II. 324. Oels, den 21. Mai 1924.
Aufstellung der Schulhaushaltsansrhläge. .

Bis zum 15. Iuni d. Is. ist mir der aufgestellte Haus-s
haltsanschlag in zwei Anfertigungen vorzulegen; eine Aus-
fertigung werde ich nach Bestätigung den Schulverbänden zu-
rücksenden. Die Feststellung der Haushaltsanfchläge hat in den
Gesamtschulverbänden durch den Schulvorstand, in Eigenschul-
verbänden durch die Gemeindevertretung (Versammlung) zu
erfolgen. Gleichzeitig ist mir zu demselben Termin auf be-
sonderem Bogen ein Verzeichnis der Mitglieder des Schulvor-«
standes sowie des Verbandsvorstehers und dessen Stellvertreter
einzureichen.

Im Einzelnen bemerke ich folgendes:
A. Einnahme:

Titel IIa. Als Nutzungswert der Dienstwohnung sind
55 Prozent des Friedenswertes der Wohnung in Ansatz zu
bringen (Preuß. Bes.-Bl. 1924 S. 116).

Titel Va. Das Befchulungsgeld beträgt vom 1. 4. 1924
ab jährlich 24 Mark für jedes Kind; Stichtag: 1. Februar 1924.
Bei der Feststellung der Kinderzahl wird in allen Fälle-n die
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Zahl bis zu 60 für je eine S uslsstelle voll für 60 werechnet.
Un Schulverbänden mit Schu en verschiedener Be enntnisse
ist die Kinder- und Schulstellenzahl für die Schulen der ver-
schiedenen Bekenntnisse besonders zu berechnen. Es ist also auf-
zürunden z. B-

in Schulverbänden mit Schulen nur eines Bekenntnisses
45 Kinder auf 60, ‘

in Schulverbänden mit Schulen nur eines Bekenntnisses
302 Kinder auf 360,
in einem Schulverbande mit seiner katholischen Schule mit 50
Kinder und 2 evangelischen Schulen mit 310 Kinder: die 50
Kinder auf 60, und die 310 auf 360.

Bestehen jedoch in einem Schulverbaiide (in der Gesamt-
heit der Schulen eines Bekenntnisses) weniger Schulstellen,
als für je 60 Kinder erforderlich sind, so wird das Befchulungs-
gelb nur bis zur Höchstzahl von 60 Kindern fiir je eine der
Schulstellen bezahlt. Gastschulkinder werden dem Verbande an-
gerechnet, zu dem sie an sich gehören.

B. Ausgabe.
Titel«IIg-. Die Vergütung für nebenainitichen Unterricht

ist im amtl. Schulblatt von 1924 auf Seite 59 veröffentlicht.
Titel IV (Beiträge zur Landesschultasse). Der allgemeine

Schulstellenbeitrag beträgt voin 1. 4. 1924 ab monatl. 185
Mark, allso jährlich 2220 Mark.

Tite Va und b. Als Entschädigungen für den Verbands-·
vorsteher und den Kasenführer empfehle ich einen Grund-
betrag von jährlich 60 ark; dieser Betrag wird für den Ver-
bandsvorsteher für jede zweite und weitere Schulstelle je zehn
Prozent zu erhöhen fein. Beträgt die Zahl der zum Verbande
gehörigen Guts- und Gemeindebezirke mehr als 2, so wird die
Entschädigung für den Kassenführer um je 5 Prozent, für
jeden weiteren Guts- und Gemeindebezirk zu erhöhen fein.

Zu Titel VIIIc bemerke ich, daß wiederholt über mangel-
hafte Reinigung der Schulräume Klage geführt worden ist. Es
wird daher dafür Sorge zu tragen sein, daß ausreichende Ent-
schädigungen festgesetzt werden. Die Klassenzimmer sind täg-
lich anszuke ren und wöchentlich zweimal feucht anszuwischen.
(Reg.-Amts l. 1907 S. 313.)

Titel Xd. Der Staat erstattet den Schulverbänden mit
nicht mehr als 7 Schulstellen zH desjenigen Teilbetrages, der
durch Bauten (ausschl. Grunderwerb) entstandenen Kosten,
welche im Rechnungsjahre 500 Mark für die Schulstelle über-
stiegen haben und weder Dritten zur Last fallen, noch durch
Brandschadenversicherung gedeckt sind. So entfallen z. B.«bei
Baukosten von 4000 Mark bei einer Schule mit 2 Lehrstellen
Je von (4000 —- 1000 =) 3000 Mark, also 1000 Mark auf den
Staat, und 3000 Mark auf den Schulverband.

0. P. I. A. 1854. V.ve-slasu, den 11. Mai 1924.
. Polizeiveroednung

Auf Grund des Nostgessetzes vom 24. Februar 1923 (Reichs-
gesetzblatt Teil I Seite 147), der §§ 137, 139, 140 des Gesetz-es
über die Allgemeine Landes-verwaltung svmn 30. Juli 1883 (G-e-
etzsammlung S. 195), des § 10 Teils II Titel L7 des Allgemeinen
andoechts und der §§ 6, 12 und 15 ides Gesetzes über die Po-

lizeivierwaltunig viom 11. Msäirz 1850 (G«es-etzsaminlun.g S. 265)
wird mit Zustimmung des Pro«vsinz-iallrats für den Umfangs der
Provinz Niederschlesien unter Aufhebung »der Psoslizeiverordnum
Ren vorn 23. Oktober 192-3 und 12. Mär 1924 (A.m.tsbliatst der

e iiierun in Breslau Sei-te 371 und 1« 3, Liegnitz Sei-te 375
uns 83) älgen'beä verordnen

_ Cafes Gast-, Speise- und Schantwiirtschasten sind am
Montn ,» enstag, Mittwoch, Donnerstag und Freitag jeder
Woche patesstens um 11 Uhr abends, am Sonnabend und Sonn-
tag jeder Woche sowie an den gesetzlichen Feiertagen spätestens
um 12» Uhr abends zu lschließen

Fur die Städte O lau, Franbenstein Neurode, Glatz, Ha-
bels ·wer-dt, Mün« terberg, Oels, Strehlem Striegau, Triebinitz,
Neu salz a.. O., uban Sagan, Goldberg-, Haynaiu, Sauer,
Landeshut, Stuben, Sproststau, Bunzla-ui, Reichenbach i. Schles.,
Liaingenbielau owie für die Breslasner Vororte Barthe—ln, Bi-
.chofswalde, ndau, Neu us, Oltaschsin Pirsscham und
Elæisgswå t "f“: »die Polizeigünde für alle - ge auf 12 Uhr-
as n · ‚e e .

Für täte Busdeorte Altheide, Flinsberg Kudoiwcg Lan-deck-
Reuter-P Salzbrunn und Wa.ri·nbrunni wird fitr »die Monate Mast
bis ein ichlie ich September die Polizeistunde für alle Tage auf
1 Uhr fest-ge ietzt  

Für Boeslau nebst den EVororten B-rocka-u, Carloin Grün-
eich-e, Hartsliebi, Klettensdorf Cosel, Krisetern, Oswiitz, Rsosensthah
Sch-otitwitz·, Groß- und Klein--Tschansch, Wi«l.-he-lmssrnh formte fur
Brieg ·-Sch«weidni·tz, Wuldenburg und seine Bororte Ditstersssbach
Niiederherm«sdorf, W«eißstein, Ober-Walsdenburg, Neu-Salzernn
und Nieder-«Saslzbrunn, ferner für Glogau, Gö:rlitz, Grusnberg
Hirschberg und Liezgnitz wird die Polizeistunide für alle Tage auf
1 Uhr abends festgesetzt

Diese Vorschriften finden auch Anwendung ans geschlossen-e
Gesellschaften (Kl«ubs usw-.) in ei— enen oder gemieteten Raumen
sosder in den zu sein-er Gast- oder Schankwsirtschaft gehörigen oder
mit sein-er solchen in Verbindung stehenden Räumen, soweit- da-
mit ein igast- oder schankwsirstschafälischer Betrieb verbunden ist.

Das Verweilen in den Räumen der svsorstehend bezeichneten
Schankstätten und Wirtsschaften über die Polizeistunsde hinaus
ist verboten. Eiiner besonderen Aufforderung des Wirtes zum
Verlassen- der Räiumie bedarf es Pnicht.

Die Poslizeistunde baan verlängert werden:
1. durch die Ortspolizeibehörden

»ei) bis spätestens 2 Uhr morgens für geschlossene, au den
Kreis ihre-r Mitglieder, Angehörige und durch f: r-ift-
lich-e namentliche Einladung des Vorstandes einge-
führte Gäste beschriänkte Veranstaltungen nach Maß-
gabe der Bestimmungen unter B II 1a der Verordnung
vom- 20. Juni 1s9sp23 — Preuß. Gesetzsasmml Si. 439 fff

b) bis spätestens 3 Uhr morgens, wenn es sich um beru -
lich-e Versammlungen solcher Personen handelt, welche
durch ihren Beruf verhindert sind, vor Eintritt der
allgemeinen Piolizeistunde sich zu versammeln ;

2. durch ldie Reigsiserunigspriäsidenten
bis spätestens 2 Uhr morgens für osrtisübsliischie und
volkstümliche Veranstaltungen, Sänger-feste, Gau-
s sützenfeste, Wohltätigkeitsfeste, Gausportfeste und der-
g eichen, in besonderen Fällen! sbtiss 5 Uhr morgens.

Die Polizeistnnde (Frü:hposl·izeistunde) endet in den Mo-
naten April bis September um 6 Uhr morgens-, in den übrigen
Monaten um 7 Uhr morgens. Bei nachgewiesenem sdringenden
öffentlichen Bedürfnis skann das Ende der Poliizseistunde durch
die Ortspolizeibehörde für bestimmte Lokal-e unter Vorbehalt-
jederzeitigen Widerrufs

in den Sommermonaten bis auf 4 U r morgens-,
»in den Wi«ntier«monasten sbiss auf 5 U morgens

festgesetzt werden-.
§ 5

h Die Erlaubnis zur Verlängerung oder Verkürzung der Po-
lizeistunde ist von dem «S’cha«nkwirt, in dessen Räumen die Ver-
anstaltung stattfinden nachzusuchen

Für Theaterviorstellsungen Vorstellungen ins Varietes Ka-
ba.r-ettis, Kinsos-, inrtussen und für sonstige nach § 33a der
Reichsgewerbeordnung der Erlaubnis besdürfenden Darbietungen
wiird die Polizeistunsde auf 1-1 Uhr abends festgesetzt.

§ 7
Oef enstliche Tanz-lustbarteiten sind höchstens an 3 Tagen

der Wo Je mit der Maßgabe zuzulassen:, daß ie an den Wochen-
tagen fru- estens um 8 Uhr abends-, an den-» onntas n und e-
setzilischen eiertagen, soweit es nach »der Polizeiveror nung ü er
die außer-e Heilighailtung der Sonn- und Feiertage ivsosm 14. Fe-
bruar 1912 zulässig ist,- in Ortschaften unter 5000 Einwohnern
um 3 Uhr nachmittags, in allen übrigen Ortschaften um 6 Uhr
abends beginnen und bis zu der im § 1 festgesetzten Polizei--
stunde dauern dür en.

·Die Durchfus ung ist »von iden Ortspolizeibehörden nach
Anhorung »der Berufsverbsande der beteiligten gewerblichen
Kreise zu regeln-.

§ 8
Der Besuch öxfentlicher Tanzlustbarbeiten ist männlichen

Personen unter 1 subven, weiblichen Personen unter 16
Jahren untersagt, es _ ei»sdenn, daß sie sich in Begleitung der
Eltern oder deren» setzlischen Vertretern befinden. Gastwirte
und Vieranstalster of ntlicher Tan lustbarbeisten welche den vor-
stehend verbotenen Besuch dul n, machen sich gleichfalls
strasbar

9

Die Ortspoli· eibehörden Find befu· t, während der Dauer
von Arbeitseinste ungen, bei Unruhen owie bei allen sonstigen
Vorkommnissen welche die öffentliche Ordnung Ruhe und
Sicherheit« storen, den Ausschan von alkoholhaltigen Getränken
zu beschranten oder zu untersagen, sowie Gase-D, Gast-, Speise-
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und Schankwirtschaften mit sofortige-r Wirkung ganz oder teil-
weise zsu schließen § m

Zuwiderhandlungen gegen diese Vorschriften werden, soweit
nicht Bestrafung auf Gruns des Notgesetzes vom 24. Februar
1923 einzutreten hat-, mit Geldstrafe bis zu 1-5-0 Goldmark be-
straft. An die Stelle der Geldstrafe tritt im Unvermögenssfalle
eine entsprechende Haftstrase. § 11 -

Diese Psolizieiverordnung tritt am Tage der Ver-öffent-
lichung im Amtsblatt der Regierung in reslau (-verg.leische
Verfügung des Herr-n Ministers des Inn-ern vom 8. März 1924
— I. A. gen. 3I Abschnitt B b Nr. 3 -— MBIL i. V. Seit-e 285)
in Kraft.

Der Oberpräsident der Provinz Niederschlesien
gez. Z im m e r.

L. I. 3247. Oe ls, den« 20. Mai 1924.
Die Orts-behörden ersuche ich, vorstehende P·ol«izseiverord-

nsusngsosort in üblicher Weise bekannt zu geben.

Aussng aus der Verfügung
des Minister-s des Innern vom 25. 4. 1924 — IV. 6t. 695 —

betreffend staatliche Verwaltungsgebiiihren
Aus Grund des § 4 Abs. 1 des Gesetze-s über staatliche

Vserwaltungsgebühren vom 2.9. 9. 1923 '(66. 61. 45.51) habe ich
unter dem heutigen Tage seine besondere Gebührensordnunig für
Amtshandlungen im Geschäftsbereich-e der Verwaltung des In-
nern erlassen.

Die Ordnung-, die nachstehend gemäß § 4 Abs. 3 des Ge-
setzes vom 29. 9. 1923 und § 16 der Allgemeinen Verwaltungs-
gebsüshrenordnung vom 29. 12. 1923 (66. 1924 6. 1) veröf-
fentlicht wird, tritt mit dem Tage der Veröffentlichung in Kraft.
Von diesem Tage ab ist für die in der Ordnung ausgeführten
Amtshandlsungen die Höhe der zu erheben-den Gebü- r lediglich
nach den Sätzen- diieger Ordnung zu bestimmen, soweit nicht die
Ordnung für einze ne Amtshandlungen frühere Anordnungen
aufrsechterhält. Jm übrigen gelten auch für die Gebührenerhe-
bung nach dieser Ordnungs die Grundsätzlichen Vorschriften der
Allgemeinen Verwaltungisgebührenordnung und der dazu erlas-
xineåzbusführungsanweisung vom 29. 12. 1923 (Pr. Bes. Bl.

Vordrucke für sortispolizeiliche Gsenehsmigungen zur Veran-
staltung von gewöhnlichen Lustbarkeiten und von Tanz’lustbar-
leiten (Z-iffer .9 Abs. 50, 2—3 der AtBesL z. L-. St. G-.) *) wer-
den gegenwärtig vom Reischsssinanzzeugamt in Berlin-Dahlem
mit einem Stempelausdruck vson 5 Goldmark. hergestellt und den
Finanzänitern zur Weitergasbe an ldie Beteiligten geliefert. Die
Weiterverwendung dieser Bestände nach Wegfall der Tarif-
stelle 39 L. St. 6. (I § 3 der Gebiührenordnung in Verbindung-
mit Tarisstelle 4) wird dahin- geregelt, daß sbesis den bereits ab-
gegebenen Vordrucken sdie Ansstellungsbehörden den schon be-
zahlt-en Stemspelausdruck aus die Verwaltungsgebühren anzu-
rechnen haben. Bei Vordrucken, die etwa noch mit einem
Stemveslausdruck von 5, 3, 2, 11 oder Z Papiermark oder
10 Papiermark (vgl. Ziff. 9 Abs. 5c 1 der AB-est.) *) versehen
sind, unterbleibt diese Anrechnung weg-en Geringfügigkeit Noch
nicht verkaufte Bestände sind seitens der Finanzämter nach Ver-
nichtung des Stiemvelausdrsucks den preußischen Verwaltungsbe-
hörden unsentsgeltlich zum Anfbrasuchi zur Verfügung« zu stellen.
Ein Neudruck der Vor-drücke ist nicht beabsichtigt; die Orts-poli-
zeibehörden haben solche selbst herzustellen

Berwaltungsgebiishrenordnung
des Preußischen Ministserums des Innern vom 25. 4. 1924

nebst Gesbiihrentaris .
Aus Grund des § 4 Abs. 1 des Ges. über staatliche Ver-

waltungs-gebühren vom 29. 9. 1923 (66. 6. 455) und § 16 der
All emeiinen Verwaltung-sgebühren-ordnung vom 29. 12. 1923
( . 1924 6. 1) wird im Einverständnis mit- dem Finanz-
min:i-st"-er, zugleich im Namen des Minissters für Landwirtschaft,
Domänen und Forsten folsgendels angeordnet:

§ 1». z "r die Erhebung von staatlichen Verwaltungs-ge-
bühren im eschäftsbereich im Ministerium des Innern gelten
die Bestimmungen der All-gemeinen Verwaltungsgebührenvrd-
nung a. V. 6. 9.) vom 29. 12. 1923 (66. 1924 6. 1) und
jihl;iees- Fagifs soweit nicht im folgenden Abweichungen vorge-
e n m: .

Dies gilt auch für alle diejenigen Amtshandlungen, die von

*) ABest z. Landesstempeliges v. 16. 8. 1910, abgedruckt ins den
Isäteggzlmtsblättern u. im 8581. d. Abgab.-Gesetzgeb. u. Vserwi 1910

r. .

  

 

Kommunalbehörden kraft staatbischen Auftrags vorgenommen
werden (vgl. § 2 des Ges. über staatliche Verwaltungs-gebühren
—- V. G. G.). Hierzu gehören im Rahmen dieser Gebet-bren-
ordnung die Tätigkeit iml Verwaltungsstreitversaxhren und Be-
schlußvserfahren, die Polizeiverwaltung und Tätigkeit der Stan-
desbeamten.

§ 2. Für die Höhe der Gebühren ist der nachstehende Tarif
maßgebend

§ 3. Die Erhebung einer Stempelstesuser neben den im
Tarif aufgestellten Gebühren ist-ausgeschlossen

4. Diese Verwaltungsgebührenordnung tritt mit dem
Tage der Veröffentlichung im Mniixsterialblatt in Kraft; damit
verlieren die im Tarif geregelten Fälle die in früheren Verord-
nungen, Aussührungssvorschriften oder Erlassen getroffenen An-
ordnungen- über die Erhebung staatlicher Verwaltungsgebühren
ihre Gültigkeit, soweit nicht nachstehend Abweichendes estimmt
it.

«Die Erhebung von Benutzungs- oder Leistungsgebühren
wird durch diese Verordnung nicht berührt.

II. Gent-rennen
1. Mseiterlegitimationsbarten, Befrseiu-ngsscheine, Grenz-

«lsäuserkarten für ausländische Arbeiter Es verbleibt beis den
Erlassen vom 14. 12. 1923 — IVc 676 CMBIliV S. 125-9) und
vom 2. 2.. 1924 — IVc 27 II (MBliV. S. 140).

2. Ausenthaltsgenehmigungen für Ausländer (vgl. auch Ta-
rifstellse 20)
a) auf die Dauer bis zu seinem Vierteljahr: 6—20 Goldmark,
b) auf unbeschränkt-e Dauer einschließlich der besonderen Be-

scheinigsungen gemäß am. II und III des Auswegungåew
lasse-s vom 24. 8. 1‘923 — IVb 5676 (MBliV. . 3):
50—200 Goldmark.
3. Beschlußverfahrem Die allgem-eine Verwa-ltsunigsgebiih-

renordnung und ihr Tarif ist bis aus weiter-es anzuwenden (vgl.
auch § 8 Abs 1 des B. 6. 6.; Erl. v. 13,2, 1924 — Ia- 141,
MBliV.. S. 175)-.

4. Gewerbesachen I. Genehmig-ungen.
a) Ausfertigung der Urkunde über die Genehmigung- zum Be-

trieb einer Gastwirtschaft, Sichantwirtschaft oder eines
Kleinhandels mit Branntwein oder Spiritus (§ 33 Ge-
werbeordnung) 1 Zehntel v. H. des Anlage- und Betriebs-

) kastzitals min estens jedoch 10 Goldmark.
b —c pp.
d) Erlaubnis zur gewerbsmäßigen öffentlichen Veranstaltung

von Singspsieslen Gesangcs- und deklamatorischen Vorträgen,
Schaustellungen von Personen oder theatralischen Vorstel-
lungen nach § 33 a. G.O·.: 20—500 Goldmark.

e) Erlaubnis zum regelmäßigen Tanzhalten (§ 33 c. 6.9.):
50—500 Goldmark.

f) Verhandlung-en bezüglich des Betriebes des Gefchästes der
Pfandlesiher, Psandvermittler, Gesindevermieter und Stel-
lenvermittsler nach § 34 6.9. und dem Stielbenvermisttber-
gesetz vom 2. 6. 1910 (RG«BI. S. 860)-
1. Erlaubniserteilung: 20—500 Goldmark,
2. Bestätigung (Ab-stempelsung)s der Geschäftsbücher und Ge-

bührentarise: 3 Goldmark.
g) Erlaubnis zum Ausschank geistiger Getränke in den Fällen

von §§ 42a. und 67 Abs. 2 der G.O.: 5—20 Goldmark.
h) Erlaubnis ziu Musikauffiiihrungtem Schaustellsungen usw.

·(§§ 33b, 60a in Verb. mit § 55 Ziff. 4 der G.O.): 20—50
Goldmark.

i) Tanzerlaubnis: 5—50 Goldmark.
k) Erlaubnis zu sonstigen Lustbarkeiten («Ris»ng- und Box-

kamspse, Radr-ennen, Ansstellungen Basare, Kostümfeste
und dergl. Bescheinigungem daß keine polizeilichen Be-
denken gegen die Abhaltung und Veranstaltung isns ö ent-
lischen Versammlungsräumen bestehen (§ 10 II 17 g.
La·n-dr echt): 20—500 Goldmark.

l) Genehmigung zum Betriebe von Gewerbev, welche dem
öffentlichen Personen- und Güterverkehr innerhalb der
Orte durch Wagen aller Art nsw-. dienen, mit- Ausnahme
der Dampfschisfaihrtsunternehm-ungen (§ 37 6.9.): 1—100
Goldmark.

II. -Gewerbelegiti:mationen.
a-) Legitimationsseheine zum Handel- mir Druck- ri ten u w.

nach § 4-3 6.9.: 2—20 Goldmark. sch f s
b) Druckschriftenverzeichnis, Genehmigung für den Wander-

gewerbebetrieb (§ 56 Nr. 12 6.9.): 1—3 Goldmark.
Anmerkung zu Tarisstelke 4.

1. Für Bewilligungen von- Fristverilän erungen und ri-
stungehteibs 49 6.9.) ist ein Vierte-l der vorgehen-den Gebü ren
zu er n. .
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2. Soweit die Entscheidung im Beschluß-verfahren ergeht-,
sind die vorstehenden Gebührens neben der Verfahrensgebüshr zu
erheben. !

5—7 pp.
8. Lichtspiscle.

a) Prüfung von Bilderstreifene
1. durch Fsilniprüfstellen, die Gebüshrsen sind reichsrseschtlich

geregelt (vgl. Giebührenordnung v. 16. 11. 1923, R-MBl.
6.1033),

. orts·po·liz-eiliche, die -Sätze der zu 1 bezeichneten Ge-
bühsreuordnung finden Anwendung

b) ortspolizieiliche Prüfung von Plakaten für Filme, für jeden
Film 2-0—500 Goldmark.

c) Erlaubnis zur Mitwirkung von Kindern bei Filniasufnal)-
mens, für jedes Kind 3—20 Goldmark
9. pp.
10. Medizinal- und Veteriniimugelegenheiten.

'a) Leichenpässc 1—10 Goldmark
Gebüshrsensrei werden erteilt- Leicheupässe für die Useberfüh-
rung von Krieigierlsesichsem
1. ehemals fesindlicher Staatsangehöriger (Ges. »v. 11. 8. 22,

RGBl. S. 710),
2. Deutfch-er Reichsangehöriger (vgl. Erl. vom 16. 6. 1915

FM. III 6316 MdJ. II d 1255, nicht veröffentlicht).
b) Totenscheine, Beerdigungsscheine gebührenfrei.
e) Feuerbestattung:

1. Genehmigung der Ortspolizeibehörde des Vierbreusnungsi-
ortes zur Eiuäscherung (ä 7 Abs. 1 des Fezierbeftav
tungsgesetzes v. 14. 9. 1911, GS. 6. 193): 0,50—10,00
Goldmark. ‚ . » »

2. Bescheinigtmg der Ortspolizeibehörde des Sterbeortes
oder letzten- Wohnortes über die UnbedSnklichkeits der
Einäscherung (ä 7 Nr. 4 a. a. O.): 0,50——10,00 Gold-
mark.

3. Benrkundung der mündlichen Erklärung über die Vor-
nahme der Einäscheruug (ä 9 Nr. 2 a. a. O.): 0,50 bis
10,00 Goldm-arsk. '

11. pp.
12. Person-enstandsangelcgenheiten. .. -

a) Für die Befreiung von dem Zeugnis gemaß Art. 43 § 2
Pr. Auss.-G-es. zum BGB. (GS. 1899 6. 177): 50 Gold--
mark-.

b) für die Befreiung vom Aufgebott 30 Goldmark. «
c) für die Abkürzung der Asusgebotsfrifn 20 Gold-mark.
d) für die Bestimmung des zuständigen Standesbeiamtien ge-

mäß« S 1320 Abf. 2 B-(85B.: 20 Gosldmark. .
e) für die Beurkrundung einer Der im § 1577 Abs. 2,3 BGB.

bezeichnet-en Erklärung-cui 20 Goldmart .. »
f) für die Besurkundung einer Erklarung gsemafz § 1706 B«GB.:

20 Goldmark. _ «
Die Gebüihren zu a) bis d) fließend zur Staatskasse, die Gie-

bühren zu e) unD f) zur Hälfte zur Staatskasse (ä 2) VGG.)»

voll jedoch dann, wen-n der Sstandesbeamtse ziu den auf Grund
des ‚S 7 Abs. 4 des Persotiensftandsgiessetzes (Rs(55sle. 1875 S. 23)
mit der Wahrnehmung der Standessamstsgseschäfte beauftragten
Personen gehört. Die rieichssrechtlich festgesetzten Gebühren der
Standesbeamteu bleib-en unberührt (ä 16 des Psersonsenstands-
gesetzes und der dazu gehörige Tarif).

13. Polizeistundenverlängerung, je nach Der Dauer, sowie
Art und Umfang der Veranstaltung: 5—50 Gosldmark.

14. pp.
15. 6traffachen. __

a) Amtshandsluugieu aus Anlaß- von Austrag-en auf Grund des
§ 8 des Gesetzes vom 9. 4. 1920 (5666581. S. 5107) gebühren-

2

rei.
b) fSpreiherlausbnisfe für Polizeigefängsnisfe: gebührenfrei.

_ 16. Vereinswesen. Religionsgefellschaftem ander-e- Gesell-
schaften unD Viere-inse: Bescheinignngen über die Zusammen-
setzung des Vorstande-s: 3 Goldmark.

18. äsperwaltunigsstreitverfahren. Es verbleibt bei der Ge-
bührsenosrdming vom 7.
C 305 (MB«li-V". 6. 133).

19. Wsaffenscheine ,
a) Für die erftmaslige Ansstellung: 20 Goldmark
b) Für jede -Sschsuf3swa-ffe, für die eine Verlängerung erfolgt:

10 Goldmark.
(D·ie Angehörigen der Wehr-machst, der Polizei dies Reichs

und der Länder sowie diejenigen Personen, den-en- eine Reichs-
odesr Landesbehörde das Recht zur Führung von Schuß-waser
amtlich verlieh-en hat und die darüber ein-e Besichemigung von

2. 1924 —- Mdi. J. la 111, FM u. II. 

ihrer vorgesetzten Dienste oder Anstellungs-behörde besitzen-, be-
dürfen eines Waffenscheisnes nicht.)

20. Zur-eisegenehmigungen für Ausliinder, soweit sie ni «t
schon eine Aufeuthaltsgenehmigung erhalten (svgl. Tarifsteslle 2 :
10 Goldmark. · .
L. I. 3093. Oe l-s, den 21. Mai 1«92-4.

Die Herren Amts-, Gemeinde- und Gutsvorfteher weise ich
auf diesen Auszug besonders hin.

Soweit in diesem Erlaß und der Gebüshrsensosrdnung. Gie-
bührengür anderweite Amtshandlungien (z. B. Abschrift-en aus
Akten, - esscheisde, Zieugnissen und Abschrift-en u. a.) nicht festge-
setzt sind-, ist der Gebührentarif zur „allgemeinen Verwaltung-s-
giebührenordnunsg« vom 29. 12. 1923 — (856. 1924 6. 1 — an-
zuwenden.

Die in diesem Tarif gegebenen Mindest- sund Höchftsätze
sind Richtlinisen, innerhalb deren die Orts- unD Ortspolizeibe-
hörde entsprechend dem Umfange Der vorgenommenen Amts-
handlnnsg un-D Der Leistungsfähigkeit des- Zahlungspflischstsigen die
Gebühr festzusetzen hat. Im Falle nsaichgsewsiesener oder offen-
kundiger Bedürftsigkeit des Pflichtisgen kann die Gebühr auf An-
trag herabgesetzt oder erlassen werden-. Von dieser Befugnis ist
nur nach gewissenhafter Prüfung Gebrauchs zu machen-.

Ueber Die gezahlte Gebü·h-r ist auf der asusgehäindigtien Ur-
kunde (Bescheid» Genehmigung, Aus-weis us«w.) eins kurzer Ver-
merk als Qui-ttung zu machen.

Wegen Vereinnahmung und Asbführung der Verwaltungs-
gebühren verweise ich auf meine Kresisblattverfügsung vom 10.
1. 1924 —- Kreisbl. S. 6.

Die Hälfte der vereinnahmten Giebühren sisnsd monatlich an
die S-taastl. Kreiskassse hier abszuführem die andere Hälfte fließt
zsur Amts- bzw. Gemein-dekasse.

Ein-e Stempseslsteuser wird außer der Verwaltungsgebüshr
nicht mehr erhöhen.

Fortfall von Begünstigungs-Versichernngs-Verträgen usw.

Bf. D. Min. d. Jun. vom 25. April 1924 — Id 576 I.
Durch Wahrnehmungen, die bei einer meiner Aussicht

unterstehenden, nicht dem Verbande angehörigen öffentlichen
Lebensversicherungsanftalt gemacht find, sehe ich mich veran-
laßt, folgendes anzuordnen:

Allen der Landesaufficht unterstehenden öffentlichen und
privaten Lebens-, Unfall- unD Haftpflicht-Versicherungs-Unter-

.. nehmungen Preußens, auch soweit sie Vermittler von Ver-
sicherungsverträgen find, wird die Gewährung von Sonder-
vergütungen an den Versicherungsnehmer in irgendeiner Form
untersagt; ebenso wird für diese Versicherungszweige der Ab-
schluß und die Verlängerung von Begünstigungsverträgen un-
tersagt. Diese Anordnung tritt ein Monat nach ihrer Be-
kauntmachung im Min.-Bl. inn. Verw. in Kraft.

Jch ersuche Sie in Ihrer Eigenschaft als die nach den
Satzungen oder der Verordnung vom 8(). Juni 1901 (GS. S.
141) zuständige Aufsichtsbehörde von Versicherungs-Unterneh-
muugen, entsprechende Anordnungen zu treffen und ihre Be-
achtung überwachen zu lassen, und bemerke dabei, daß Be-
güu.stigungsverträge, soweit sie von privaten Versicherungsan-
stalten früher in der Lebens-, Unfall- und Haftpflichtver-
sicheruug abgeschlossen waren, nach der Vorschrift in Artikel
11. Ziffer 9 letzter Satz des Gesetzes zur Aenderung des Ge-
setzes über die privaten Versicherungs-Unternehmungen vom
19. Juli 1923 (RGBl. S. 684) bereits mit dem 1. Oktober
·1923 außer Kraft getreten sind.
L, I. 3166. O els, den 15. Mai 1924.

Wird hiermit veröffentlicht

 

K. I. 1713. Oels, den 15. Mai 1924.

Reichseinkommensteueranteile De; Landgemeinden und Guts-
bezir e.

Aus der 12., 13. und 15. Einkommenfteuerüberweisung
des Reichs (12., 13. und 15. Ek., Abschlag für April) kommen
zur Verteilung:

‑ auf jeden Rechnungsanteil 25 -s— 25 Milliarden,
ganzen 50 Milliarden.
Wegen Errechnung der Höhe der durch das Kreis-Rech-

nungsamt zur Auszahlung kommenden Beträge seitens der
Landgemeinden unD Gutsbezirke nehme ich auf meine Kreis-
blattbekanutmachung vom 6. Mai d. Js. — 6eite 100 —
Bezug.

im

Der Vorsitzende des Kreisausschusses.

ü
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K. VI. 54. O·els, den« 22. Mai 1924.

Gewerbestseuer.
Die Ortsbehörssden sdess Kreises, mit Ausnahme der Stadt

Oels, er uche -i«ch um Einreichung eine-s Vierzeischnisses der in
ihrem ezirk vorhandenen gsewerbestseuerpflichtigen Betrieb-e
unter Verwendung des nachstehenden Meisters.

Als Gewerbebietrieb gilst jede fest-gesetzte, auf Gewinnerzsise-
lng gerichtete selbständige Tätigkeit-, die sich asls Beteiligung

Stadt
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am allgemein-en ·wsir:t.schaft"lischen Verkehre darstellt. Ins-beson-
dere weise ich· dar-auf hin, sdaß abweichend von den bisherigen
Bestimmungen die sogenannten landwirtschaftlsischen Neben-
bsetgiebe wie z. B. Brennereien und Zisesgsesleiem steuerpflichtig
sm .

Der Einreichung der Verzeichnisse sehe ich innerhalb fünf
Tagen entgegen

 

Gemeinde 

Gutsbezirk 

Verzeichnis der vorhandenen gewerbesteuerpflichtigen Betriebe
     

 

   

WW « « WW wer’113gäg— «
. .. (Werden in anderen Orten

Lfd« Name FUÄSOUD Bezelchnung nochBetiiebsstätten unterhalten?
Nr. des Betriebsmhabers des Gewerbebetriebes Falls sich die Betriebsleitung

an einem anderen Orte befindet,
so ist dieses anzugeben.)

Der Vorsitzende des Gewerbesteuerausfchusses des Kreises Oels.

K. I. 1914. O els, den 18. Mai 1924, ordnungen durch eine entsprechende Befreiungsvorschrift zu

Pachtschutzordnung.

Vf. d. M. d. J. v. 8. 5. 1924 — Ib 328.

Nach § 6 Abs. 3 der Pr. Pachtschutzordmmg i. d. Fass. der
Bd. v. 27. 2. 1924 (GS. S. 115) sind als Verpächterbeisitzer
in dem Pachteinigungsamt auch Beamte öffentlicher Körper-
schaften zu ernennen, wenn diese Grundstücke der im § 1 a. a.
O. bezeichneten Art verpachtet haben. Dem Vernehmen nach
sind die nach § 7 a. a. O. einzureichenden Vorschlagslisten noch
nicht überall den Präsidenten der Landeskulturämter vorgelegt
worden. Mit Rücksicht darauf, daß die Beisitzerlisten an sich
bereits zum 1. 4. 1924 entsprechend ergänzt werden sollten,
ersuche ich die Gemeinden und Gemeindevorständc nachzupriifen,
ob ihrerseits Vorschläge zu machen sind. Dabei sei auf die Vor-
schrift des § 10 Abs. 4 hingewiesen, wonach die Beamten einer
Körperschaft dann nicht tätig sein können, wenn die Körper-
schaft selbst Partei ist, so daß beispielsweise bei Pachtstreitig-
keiten über Staatliche Grundstücke, Beamte von Gemeinden,
Kirchen, Stiftungen usw., bei Pachtstreitigkeiten bezüglich ge-
meindlicher Grundstücke, Beamte anderer Gemeinden oder des
Reichs, Staats usw. als Beisitzer tätig sein können.

Der Vorsitzende des Kreisausschusfes.

an...“—-.-.—,.

Hundesteuer.
Vs. d. M. d. J. u. d. Fin.-Min. vom 29. März 1924 —— IV

St. 466 bzw. IIA 2 515.
Die in dem Runderlaß vom 30. Juli 1922 (Ministerial-

blatt innere Verwaltung Seite 653) für Wachhunde in Ge-
fangenenanstalten, für Diensthunde der Forst- und Polizei-
beamten, für Militärdiensthunde und für Führhunde von Blin-·
den) vorgeschriebene Steuerfreiheit ist auch für Diensthunde der
Zollbeamten zu gewähren, und zwar auch dann, wenn die im
dienstlichen Interesse gehaltenen Hunde zwar Eigentum der
Beamten sind, die Unterhaltungskosten für sie aber im wesent-
lichen vom Reiche getragen werden, zum Beispiel durch eine
dem betreffenden Beamten gewährte Abfindung.

Wir ersuchen die Gemeinden und Kreise, ihre Hundesteuer-

 

 

ergänzen.
K. I. 1421. · Oels,, den 1«0. Mai 1924.

Vorstehenden Erlaß bringe ich hiermit zur Veröffent-
lichung

Der Vorsitzende des Kreisausfchusfes.

K. I. 1948. Oele den 15. Mai 1924.
« Umsatzsteueranteile der Landgemeinden.

Die demnächst durch das Kreisrechnungsamt zur Aus-
zahlnng kommende 6. Umsatzsteueriiberweisung (6. Us.-Rest für
März) beträgt je Einheit des Umsatzstenerschlüssels 48200 Mil-
lionen. » ·

Wegen Errechnung der Höhe des Anteils seitens der be-
teiligten Landgemeinden nehme ich auf meine Kreisblattbe-
kanntmachung vom 1(). Februar d. Is. -—--— Seite 33 —- bezug.

Der Vorsitzende des Kreisausschusses.

K. I. 1843. Oels, den 18. Mai 1924.

, Durch rechtskräftigen Beschluß des Bezirksausschusses
Breslan vom 30. März 1924 sind auf Grund des S 2 Absatz
4 der Städteordnung die bisher zum Gutsbezirk Juliusburg
gehörenden, Gemarkung Inliusburg, Kartenblatt 2, Parzellen
.1.1()—-132, 140, 1.41 belegenen Grundstücke mit einem Flächen-

12
inhalte von zusammen 5 h 61 a. 78 qm. von dem Gutsbezirke
losgetrennt und mit dem Stadtbezirke Julinsburg vereinigt
worden.

 

Der Vorsitzende des Kreisausfchusses.

L. I. 3234. Oels, den 19. Mai 1924.
.. Prämien fiir Vertilgung von Kreuzottern.

’ Für die Tötung von Kreuzottern außerhalb der staatlichen
Forsten kann eine Prämie von 10 Goldpfennigen für jedes ab-
gelieferte Stück gezahlt werden.

Anträge auf Gewährung von Prämien von im Jahre
1.924 gefangenen Kreuzottern sind mir bis s pätesten s
15. März 1925 vorzulegen.
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Oels, den 5. April 1924.

Rhein- und Ruhrslüchtlinge.
Das Rote Kreuz Berlin hat mir mitgeteilt, daß sich die

französischen und belgischen Besatzungsbehörden der Rhein-
provinz und des Ruhrgebiets entgegenkommend in den Fällen
zeigen, in denen Ausgewiesene für die Osterwoche aus Anlaß
von Konfirmationen, Kommuniouen u. ä. Urlaub nach ihrem
Heimatsort im besetzten Gebiet beantragen

Den Ausgewiesenen, die von dieser Vergünstigung Ge-
brauch machen wollen, werden für die Zeit der Beurlaubung
die zustehenden Fürsorgebezüge, sowie die Kosten für Hin- und
Rückresise von der zuständigen Fürsorgestelle gezahlt-.

F. 41.

K. I. 1412. Oel s, den 11. Mai 1924.

Auflösung des Staatskommiffariats für Vollserniihrung.

Das Preußische Staatsminsterium hat beschlossen, das
Staatskommissariat für Volksernährung mit dem 1.. April
1924 aufzulösen. Mit dem gleichen Zeitpunkt gehen die Auf-
sicht über die Preisprüfungsstellen wie überhaupt das Preis-
prüfungswesen auf den Minister des Inneren, die übrigen
Geschäfte des Staatskommissariats für Bolksernährung auf den
Minister für Landwirtschaft, Domänen und Forsten über.

Der Vorsitzende des Kreisausschusfes.

L. I. 3'064. Oels-, den 18. Mai 1924.

Bekämpfung der Blutlaus

Die Blutlaus — Sehizoneura lanigera —- isb in« den letzt-en
Jahren im« Reiche so stark aufgetreten und hastl solch großen
Schaden angerichtet, »daß- ihre Bekämpfung ernstlich in Angriff
genommen werd-en muß-. Der Herr Regierunsgspriäsident trägt
sich dieserhalb bereits mit der Absicht, für lden ganzen Regie-
runsgsbezsirsk eine entsprechende Polizeiverordmmg zu erlassen«
Da es jedoch in diesem Sommer niichit mehr möglich ist, eine
solche in Kraft treten zu lassen, nehm-e ich vorläufig Veranlas-
sung auf die Bekämpfungsmöglichkeiten hinzuweisen

Als eins Der billsigsten Bekämpfungssmitstel gegen »die Blut-
laius kommst ider denaturierte Spiritus in erster Linie in« Be-
tracht. Die Blutlansskoloniens werden mit Spiritus« mit Hilfe
seines Pinsels betupft; daran lösen sich· Die Wachisausscheidun-
gen der leutsläuse auf, Der Spisritus dringt mit- Leichtigkeit in
die einzelnen Koslosnien ein und tötet die Läuse bis auf sden
Grund Der Kolosnie Durch Zusatz ein-er kleinen Menge Schel-
lack wird über die Blutlauskolonie sein dünner, luftdiichter Ab-
schluß hergestellt, der die Abtötunig der Schädlingse noch· sicherer
gestaltet. (Die meist-en lder als Bekämpfungsmittel gegen Blut-
lau-s genannt-en Präparaitse sollen nach der Hesrstsellutngisvsosrschsrift
mit Wasser verdünnt wer-den. Da aber Wasserzusatz Die Lö-
sung-sfähsigkeit Der Wachsausscheidunsgien herabsetzt, wird Die Be-
nietzbarskeit Der Blutlauskolonie stark verringert-) Petroleum
kann empfohlen werden, doch ist daran zu achten-, daßs nur die
Kolonien behandelt wer-den, da das Petrsolenms in die benachk
harten Gewebe leicht eindringt und sie abstötet., eine Gefahr, die
bei dem leicht vierdiunsteukden Spiritus nicht vorliegt. Statt des
Petroliesumks wäre das Präparat ,,Antif.ual« der Firma Aigaria
in Dresden zu nennen-. Parsasitol wie akuch das Blutlausmittel
,,Ust-in« Der Farbenfabriken Fr. Baher & Ko. in« Leverkusen bei
Köln a-. Rh. haben gut gewirkt: bedauerlicherweise stell-en siichi
ein-er allgemeinen Anwendung die hohen Beschaffung-spreise als
hindern-des Moment entgegen-. Endlich sei nroschI das Leinöl ailss
Bekämpfnngsmittel genannt. über dessen Anwendung ims Flug-
blatt 46 der Bin-logischen Reichsanstalt gesagt ist-: »Mit halbl
trockene-m, starken Pinsel sind ldie einzelnen Blutlausskoloniens
am Stamm usnsd »den älteren Aesten sorgfältig auszubürsten
Jede unnützigse Benetzung der Baumteilse mit dem Oel ist zu
verm-eiden.«

Die Ortsbehörden haben- die Gemeindemitglieder ent-
sprechend zu verständig-en, sevenstuell in den Gemeinsdeversamm-
«ungen.

Die Ortssposlizeibehörden haben der Bekämpfung ihr beson-
deres Augen-merk zuzuwenden-. Die Verpflischteten sind zur
eventuellen Bekämpfung anzuhalten. Bis zum 1-5. 7.. d. J. sehe
ich ferner einem Bericht- darüher entgegen, ob dem Erlaß ein-er
Reigierungsiposlizeivier«o-r7dnung, die Vorschriften über die Mel-de-
pflischt und Bekämpfung der leutlaus sowie Stsrafbestsimmsungen
enthält, zugestimmt wird. -  

K. I. 1985. Oels, den 22. Mai 1924.

Eberkörung.
Aus den auf Grund meiner Kreisblatt-Bekanntmachung

vom 10. v. Mts. — K. I. 768 — Kreisblatt Seite 76 —- ein-
gegangenen Anmeldungen von Zuchtebern zur Körung muß ich
leider feststellen, daß offenbar noch eine große Anzahl ungekörter
Eber zum Decken fremder Sauen hergegeben werden. Nach
Ansicht der Landwirtschaftskammer rechnet man auf 50 Sauen
in der Regel 1 Eber. Der Herr Regierungspräsident hat jedoch
zur erleichterten Durchführung der Polizeiverordnung betreffend
Körung von Zuchtebern vom 3. Mai 1923 — Amtsblatt Seite
194 —— gestattet, daß die Zahl bis auf 80 ausgedehnt werden
kann. Die Ortsbehörden erfuche ich um Feststellung, ob« die
Zahl der angekörten Eber auch überall ausreichend ist und um
Anmeldung der noch in Frage kommenden Eber bis zum
28. D. Mts.

Auch weise ich die Herren Amtsvorsteher und Landjäger
an, auf Die Durchführung der obigen Polizeiverordnung ihre
Aufmerksamkeit zu richten und jede Uebertretung zur Anzeige
zu bringen.

Der Borsitzende des Kreisausfchufses.

L. I. 31.38. Oe l s-, den 22. Mai 1924.
Viehfeuchenpolizeiliche Anordnung.

Nach-dem in Breslau bei seinem sich herrenlos umhertrei-
benden Hunde die Tollwut festgestellt worden ist, wir-d zum
Schutze gegen die Wseitsesrsverbreitung dieser Seuche auf Grund
des § 18 ff. des Vsiehseuchengesetzes vom 26. 6. 1909 —-— RGle
S. 519 — und· § 114 der Ausführungsvousschrriften vom 7. 12.
1911 —- RsGsle 1912 S. 3 ——- mit Ermächtigung des Herrn
Fisinisters für Landwirtschaft, Domänen und Forsten folgendes
e t-im-·mt:

Die Ortschaften Hundsselid, (mittig, Sacran, Wildfchüstz,
Klein W·eigelsdorf, Groß Weigelsdorf nnd Mirbau bilden bis auf
weiteres einen sSpierrbezirk. ‚

Für diesen Sperrbezirk gelten die Bestimmungen meiner
viehseuchenposlizeilichen Anordnung vom 30. v. M —- Kreis-
bslatt S. 98 —.

K. I. 1870. O els, den 22. Mai 1924.

Verlauf von siskalifchen Dorsanen.
Nachdem die Geldverhältnisse seit längerer Zeit stabil ge-

blieben sind, erklärt sich der Herr Minister für Landwirtschaft,
Domiinen und Forsten mit dem Verkauf der fiskalischen Dorf-
im“; gegen eine Vergütung in Goldmark grundsätzlich einver-
tan en.

Meine Bekanntmachung vom 24. August 1922 — J.-Nr.
K. I. 2156 —- Kreisblatt Seite 201 hebe ich hiermit auf.

Der Vosrsitzende des Kreisausschusfes.

W 1.854. O e l s, den 22. Mai 1924.

Hauszinssteuer. .
Den Ortsbehörden sind vom Katasteramt Mitteilungen

über die Erhebung der ,,Hausziussteuer« zugegangen. Der auf
den Kreis entfallende Anteil ist für die rückliegende Zeit sofort
für die kommende Zeit zum 15—. eines jeden Monats an das
Kreisrechnungsamt (Kreiskommunalkasse) hier abzuführen.

Für jeden halben Monat des Zahlungsverzuges werden
5 Prozent Zinsen erhoben.

Der Vorsitzende des Kreisausschuffes.

L. I. 3226. Oels, den 18. Mai 1924.
Verkehr mit ausländischen Amtsstellen.

Ich weise wiederholt darauf hin, daß sämtliche Ansragen
ausländischer Behörden mir zur Weiterleitung vorzulegen sind.

W. 1807. Oe ls, den 22. Mai 1924

Festsetzung der Pflegekosten für Geisteskranke pp.
Nach Mitteilung des Herrn Landeshauptmann sind die

Pflegekoften für jeden in den schlesischen ProvinziaLHeiL und
Pflegeanstalten untergebrachten Kranken der niedrigften Ver- .
pflegungsklasse vom 1. April d. Js. ab aus täglich 2,10 Mark
festgesetzt worden.

Der Votsitzende des Kreismtsschust
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Oels, den 22. Mai 1924.
Reichseinkommensteueranteile der Landgemeinden

und Gutsbezirke.
Aus der 14. Einkommensteuerüberweisung (14. Ek. Rech-

nungsjahr 1923, Rest für März) kommen zur Verteilung:
Auf jeden Rechnungsanteil 470 Millionen. Wegen Errech-

nung der Höhe der durch das Kreisrechnungsamt zur Aus-zah-
lung gelangenden Beträge seitens der Landgemeinden und
Gutsbezirke nehme ich auf meine Kreisblattbekanntmachung
vom 18. März d. J. — Seite 59 —- Bezug.

Der Vorsitzende des Kreisausschusses.

Oels, den 22. Mai 1924.

Hundetollwut.
Die Tollwut der Hunde hat in den benachbarten Kreisen

einen bedenklichen Umfang angenommen und ist auch bereits
im hiesigen Kreise aufgetreten. Um ein weiteres Uebergreifen
nach Möglichkeit zu verhindern, müssen die angeordneten Schutz-
maßnahmen mit aller Strenge durchgeführt werden. Hierzu
gehört in erster Linie die rücksichtslose Tötung aller in den
Sperrbezirken frei umherlaufenden Hunde, die gemäß § 114
Ziffer 8 der Ausführungsbestimmungen zum Viehseuchengesetz
vom 27. 12. 1911 (R-Gsle. 1912 S. 3) hiermit angeordnet- wird.
Die Landjäger des Kreises erhalten Anweisung, diese Anord-
nung.durchzuführen. Die gleiche Berechtigung erteile ich hier-
mit auch den Förstern, Waldaufsehern, Feldhütern u. dergl.

Die Tollwut läßt sich in der Regel anlebenden Hunden
leichter feststellen als bei getöteten Tieren. Wenn ein wutkran-
ker Hund erst in das Beiszstadium eingetreten ist, pflegt er höch-
stens nur noch einige Tage zu leben. Das hygienische Institut
war in mehreren Fällen nicht in der Lage, bei ein esandten
Gehirnen von wutverdächtigen Hunden eine einwandsreie Di-

L. I. 3241.

Der Lande-at

 

agnose zu stellen. Dann schweben verletzte Menschen wochen-
lang in quälender Ungewißheit und müssen sich einer drei
Wochen langen täglichen Jmpfung unterziehen, was zu ver-
meiden wäre, wenn der verdächtige Hund nicht getötet wird.
Es empfiehlt sich daher, in allen den Fällen, wo Menschen
von Hunden gebissen wurden, die Tiere nicht sofort zu töten,
sondern diese, wenn irgend möglich, einige Tage in sicherem
Gewahrsam einzusperren.

Die Ortsbehörden des Kreises ersuche ich, für Bekanntgabe
Sorge zu tragen.

W. 1850. O e l s, den 21s. Mai 1924.

Festsetzung der Kleinrentnwunterstützuug
für Monat Mai 1924.

Die Kleinrenstnser-U«nt-erstützun-g für Monat Mai dies-es
Jahr-es ist auf 18 Mark festgesetzt Die Ausszxahlung erfolgt in
den nächsten- Tagen. ·

Kretswohlfahrtsam·t.

Oels, den 22. Mai 1924.
Käseproduktion.

Ich verweise auf die im nächsten Amtsblatt erscheinende
Anordnung des Herrn Ministers vom 3. d. Mts., nach welcher
die Anordnung über die Beschränkung des Fettgehalts .von
Käse vom 2. November 1922 — veröffentlicht im Amtsblatt
1922 S. 308 —- aufgehoben wird.

Osesls., den 20. Mai 1924.

Viehmarkt.
Am 3. Juni 1924 findet in Osels Viehmarkit statt.

L. I. 3292.

 

Dr. UnckelL

B. Bekanntmachungen anderer Behörden.

«"«" "  Betanutmadjung.
Grundvermögensstener.

Unter Bezug aus Ziffer 17 der an die Gemeinden gerich-
teten Verfügung des Herrn Preußischen Finanzministers vom
28. Februar 1924 zu K. V. 2858 über die Grundvermögens-
steuer, wird außer den Städten der Landgemeinde

Sacran
die vorläufige Entscheidung über Stundungsanträge übertragen.

Der Vorsitzende des Grundsteuerbernsungsausschusses.
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Der große Pucherfolgt

120. bis 150. Tausend

Brücken führen
überdenRheim
Brücken —- und
keine Lafetten!
Von einer Französin
Das Buch vom kommenden
Zusammenbruch Frankreichs

an besetzten Gebiet verboten!

Gebunden 3 Mark
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Vorrätig in allen
Buchhandlungen od. direkt zu beziehen durch den

DreiSonnen Verlag,Leipzig
Georgiring 3 — 5, Postscheckkonto Leipzig 68544
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Landkrankenkaffe
für den KreisOels

Belannnnailmna
Die Zahl der Fälle, in denen krankenversicherungs-

pflichtige Personen von ihrenArbeitgebern nicht oder
mit falfchen Eintrittsdaten aiigemeldet·iverden, häuft
sich in einem Maße, das uns zwingt, eine eingehende
Kontrolle vorzunehmen. h .
» Mit der Kontrolle haben wir unseren Angestellten,
Herrn A u g u lt B an mh a cf e r ‚ beauftragt, »der
in den nächsten Tagenmit dieser Tätigkeit beginnen wird.

Wir erfuchen die Herren» Arbeitgeber in ihrem
eigenften Interesse, nachzuprufen, ob sämtliche von
ihnen beschäftigten Personen zur Anmeldung gebracht
sind. Etwa falsch angegebene Eintrittsdaten sind
nachträglich zu berichtigen.· » _

Außerdem haben wir in wiederholten Fällen fest-
gestellt, daß Dienstboten, Wirtschafterinnem Kinder-
gärtnerinnen, Hausdamen usw. bei den Ortskranken-
kassen angemeldet wurden. Wir machen darauf auf-
merksam, daß diese Krankenkassen für die Versicherungs-
pflicht der vorgenannten Personengruppen nicht zu-
ständig find, vielmehr die Anmeldungen bei unserer
Krankenkasse zu erfolgen haben. Die betreffenden
Arbeitgeber werden ersucht, eine etwa notwendig
werdende Ummeldung sofort porzunehmen.

Alle bei der Kontrolle sich ergebenden Verstöße
gegen die Meldevorschriften werden zur Bestrafung
gebracht. Außerdem haben Die betreffenden Arbeit-
geber der Kasse die durch die Kontrolle entstandenen
Kosten in vollem Umfange zu erlegen.

O e l s , den« 15. Mai 1924.

Fllr aieocgane der Landtcanlenkalle für aen Kreis Dela.
Retter. Amtsrat.

Vorstehende Bekanntmachung wird hierdurch zur
Veröffentlichung gebracht. Die Ortsbehdrden und die

Herren Landjäger werden beauftragt, Dem Kontroll-

beamten der Landkrankenkasfe für den Kreis Diele,
Herrn August Baum h a»i«ker, auf Antrag Iede Hilfe
und Unterstützung zu gewahren.

O els, den 15. Mai 1924.

Der Vorsitzenne des Versicherunasamtg Oele.
Dr. Llnckell. Landrat.
 

III ßrudfleibcnbe Ist
erzielen Heilung ihres Bruches nur durch ein gut-

sitzendes Bruchband Unsere gel. gesch. jederlosen«Bruch-
bandagen für jeden Bruch. Vorfalleiden sowie Leib-
binden haben lich hierfür bestens bewährt. Anfertigung
nur nach Maß mit Garantiefchein. Besuchen Sie
unseren Vertreter koltenlos und unverbindlich am

reitag, den 30. Mai 1924 in B ernfta dt von 9—1 Uhr
otel „Blauer Hirsch«, Freitag, den 30. Mai 1924

in Oels von 3l22——»25 Uhr BahnhofshoteL
Spezialinftitut für orthop. Bandagen

Dr. med. III-sum 8 Opel, Mühldorf a, 51m
Filiale Breslau. Fürstenstraße 93 «

Bei schriftl. Anfragen Rückp. u. Angabe des Leidens erb.

 

 

Generalversammlung ver Weine-
lllielen Genossenschaft Ramglan

Zu der«am Sonnabend, den 7. Juni 1924, um
5 Uhr nachmittags zu D a l b ers d o rf im Hartmann'fchen
Gasthaus ltattfindenden

Generalversammlung
werden die Genossen hierdurch eingeladen.

Tagesordnung:

1. Bericht über die im Vorjahre ausgeführten
Raumungsarbeiten

2. Entlastung des Vorstandes
3. Bericht („über Die Frühjahrsschau und die in

cdiesem Jahre erforderlichen Räumungs- und
Jnitandsetzungsarbeiten —

4. Mitteilungdes Vorstandsbelchlulses über die
Hohe der diesjahrigeii Mitgliedsbeiträge

5. Bericht über den Sstand Der Landentfchädigun ‚
soweit fee durch die Schlesische Landgesellschat
durchgefuhrt wird

6 Verschiedene Anträge

.. Zur» ordnungsmäßigen Vorbereitung von An-
tragen aber die in der Generalversammlung verhandelt
werden foll, ist es unbedingt erforderlich, daß sie bis
lpateftens 3·;Tage vor der Generalversammlung schrift-
lich oder mundlich beim Genossenschaftsvvrlteher an-
gebracht werden.

Dalbersdorf, den 15. Mai 1924.

Der Genossenschaftsvorsteher
H. R in k e I.

Bekanntmachung.
Die Jagdnutzung in dem eigenen Jagdbezirke

Klein Zollnig, Kreis Oels, von 740,71 ha Grund-
flache wird » -
am 10. Juni d, Js» nachmittags 4 Uhr

im Schökeschen Gasthause hierselbst
in ·besel)rankter Ausbietung (nur an Gemeindeinfasfem
meiftbietend verpachtet werden.

_ Die Pachtbedingungen haben vom 4. bis einschl.
i7. Februar d. Js. offentlich auszulegen und werden
im Termin nochmals bekannt gemacht werden.

Klein Zöllnig, den 22. Mai 1922.

Der Jagdvorfteher.
S ch ö lz e l.

"ü“llßl'flllflßn sichvxkrdlgg isijifroh

Hüllllfll'fllllflll-LEIIBWIIIII
Hornhaut an der Fußsohle beseitigen
Lebewohl-Ballen-Scheiben. Kein Ver—
rutschen, kein Festkleben am Strum f

In Drog. u. Agoth. A. Plagt-lau Irnnnrlnnn-nrounr I.
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